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A. Problem 

Die Versorgungsregelungen für Abgeordnete in Bund und Län- 
dern gehen bei Erfüllung bestimmter Mindestzeiten von ge- 
trennten Versorgungsansprüchen aus. Zahlreiche Abgeordnete, 
die vom Landtag in den Bundestag überwechseln, erwerben 
weder beim Land noch beim Bund einen Versorgungsanspruch, 
weil sie die vorgeschriebenen Mindestzeiten nicht erreichen. 
Die sich hieraus ergebenden Härten sollen beseitigt werden. 


B. Lösung 

— Auf Antrag werden Bundestags- und Landtagszeiten zur 
Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen des § 5 des Diä- 
tengesetzes 1968 zusammengerechnet. 

— Das Ruhegeld wird mit einem Achtel des Mindestruhegeldes 
nach dem Diätengesetz 1968 für jedes Jahr der Zugehörig- 
keit zum Bundestag bemessen. 

— Die auf die Landtagszeiten entfallende Versorgung soll bei 
entsprechender Landesregelung vom Land gezahlt werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

rund 900 000 DM jährlidi 

Die Kosten werden nach Einführung einer entsprechenden Re- 
gelung der Landtage geringer. 
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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
der Mitglieder des Bundestages 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel I 

§ 1 

Das Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder 
des Bundestages (Diätengesetz 1968) vom 3. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl, I S. 334) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Hinter § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

.§ 7 a 

(1) Zeiten der Mitgliedschaft im Parlament 
eines deutschen Bundeslandes gelten im Sinne 
von § 5 Abs. 1 auf Antrag als Zeiten der Mit- 
gliedschaft im Bundestag. Werden dadurch die 
Voraussetzungen für einen Anspruch nach die- 
sem Gesetz erfüllt, so wird Ruhegeld gezahlt. 

(2) Die Höhe des Ruhegeldes beträgt für jedes 
Jahr der tatsächlichen Mitgliedschaft im Bundes- 
tag ein Achtel des Mindestruhegeldes nach § 7 
Abs. 1 Satz 1. § 7 Abs. 1 Satz 3 findet entspre- 
chende Anwendung. 

(3) Bei der Berechnung des Ruhegeldes nach 
Absatz 2 bleiben die Jahre der tatsächlichen Mit- 
gliedschaft im Bundestag unberücksichtigt, deren 
Hinzurechnung zu Zeiten der Mitgliedschaft im 
Parlament eines deutschen Bundeslandes, für die 
im Bundesland Ruhegeld gezahlt wird, eine Ge- 
samtzeit von 16 Jahren überschreiten würden." 


2. In § 8 Abs. 1 werden die Worte „ohne sein Ver- 
schulden" durch die Worte „ohne sein grobes 
Verschulden" ersetzt. 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. zur Abgeltung von Bürokosten ein 
Kostenpauschale und Kostenersatz 
für die Beschäftigung von Mitarbei- 
tern,". 

bb) In Nummer 2 wird das Wort „Unkosten- 
pauschale" durch das Wort „Kostenpau- 
schale" ersetzt. 

cc) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. ein Reisekostenpauschale zusätzlich 
zu den Rechten nach § 17 Abs. 1." 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Vorstand" durch 

das Wort „Ältestenrat" ersetzt. 


4. In § 14 wird das Wort „Unkostenpauschale" 
durch das Wort „Kostenpauschale" ersetzt. 

5. § 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Satz 3 wird folgender Satz 4 einge- 
fügt; 

„Die Einbehaltung kann auf Antrag unterblei- 
ben, wenn ein Aufenthalt in einem Kranken- 
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haus oder in einem ärztlich geleiteten Sana- 
torium nachgewiesen wird." 

b) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sätze 5 
und 6. 


6. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Mit dem Reisekostenpauschale sind, 
unbeschadet der in § 17 Abs. 1 und § 19 ge- 
troffenen Regelungen, alle Kosten, die den 
Mitgliedern des Bundestages für Fahrten im 
Wahlkreis entstehen, abgegolten." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 


7. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt; 

„Die Reisekostenvergütung für Mitglieder des 
Präsidiums wird vom Ältestenrat festgesetzt." 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Vorstand" 
durch das Wort „Ältestenrat" ersetzt. 


8. Hinter § 20 wird folgender § 20 a eingefügt; 

„§ 20 a 

(1) Mitglieder und ehemalige Mitglieder des 
Bundestages, die sich nach § 20 des Gesetzes für 
die Fortsetzung der Versicherung auf Bundes- 
kosten entschieden haben, können die Todesfall- 
versicherung umwandeln oder auflösen. 

(2) Im Falle der Umwandlung besteht die 
Möglichkeit der Fortsetzung auf eigene Kosten 
oder beitragsfreien Versicherung mit der Maß- 
gabe, daß das zu zahlende Ruhe- oder Witwen- 
geld entsprechend der Zahl und Höhe der von 


der Versicherungsnehmerin in der Zeit vom 
1. Januar 1968 bis zum Ablauf des Monats der 
Umwandlung bzw. bis zur Gewährung von Ruhe- 
geld geleisteten monatlichen Beiträge gekürzt 
wird. 

(3) Bei Auflösung der Versicherung wird dem 
Versicherten der auf eigenen Beiträgen beru- 
hende Rückkaufswert erstattet." 


9. In § 26 wird das Wort „Vorstand" durch das 
Wort „Ältestenrat" ersetzt. 

§ 2 

§ 1 Nr. 1 und 2 gelten auch für die vor dem In- 
krafttreten aus dem Bundestag ausgeschiedenen 
Mitglieder sowie für ihre Hinterbliebenen. 

§ 3 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder 
des Bundestages (Diätengesetz 1968) in der auf 
Grund dieses Gesetzes geltenden Fassung mit neuem 
Datum bekanntzugeben und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlautes zu beseitigen. 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 1. Februar 1972 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Mit dem Diätengesetz 1968 ist eine Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung für die Mitglieder des 
Bundestages eingeführt worden. 

Beim Wechsel von einem Landtag in den Bundestag 
entstehen in vielen Fällen Härten, weil weder beim 
Bund noch beim Land ein Anspruch auf Versorgung 
erworben wird. 

Wesentlicher Inhalt des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs ist eine Regelung, nach der durch Zusammen- 
rechnung von Landtags- und Bundestagszeiten ein 
Versorgungsanspruch entsteht. 

Nach geltendem Recht werden in Bund und Ländern 
getrennte Versorgungsansprüche erworben. Ziel der 
Regelung ist daher auch die Einigung von Bund und 
Ländern auf eine einheitliche Versorgung für Par- 
lamentarier, damit eine Doppelversorgung vermie- 
den wird. Dazu leistet der Bund mit der Berücksichti- 
gung von Landtagszeiten einen ersten Beitrag, um 
den Ländern die Gesetzgebung auf diesem Gebiet zu 
erleichtern. Zur Erreichung dieses Zieles sind Be- 
sprechungen zwischen dem Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages und den Landtagspräsidenten 
aufgenommen worden. 

Im übrigen sieht der Entwurf neben einer Änderung 
der Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung 
von Ruhegeld wegen Gesundheitsbeschädigung und 
der Abwicklung der Todesfallversicherung einige 
redaktionelle Änderungen vor. 


II. Im einzelnen 
Zu § 1 Nr. 1 (§ 7 a) 

Nach § 5 Abs, 1 entsteht ein Anspruch auf Ruhegeld 
bei mehr als 7V2jähriger Mitgliedschaft im Bundes- 
tag. Zeiten der Mitgliedschaft in einem deutschen 
Länderparlament sind nicht anrechenbar. 

Die neue Regelung sieht vor, daß auf Antrag Land- 
tags- und Bundestagszeiten zusammengerechnet 
werden mit der Folge, daß 

a) Zeiten angerechnet werden, für die sowohl beim 
Land als auch beim Bund kein Ruhegeld gezahlt 
wird, 

b) ein vorgezogener Anspruch auf Ruhegeld mit 
dem 60. Lebensjahr bei 12 und mit dem 55. Le- 
bensjahr bei 16 anrechenbaren Landtags- und 
Bundestagsjahren entsteht. 

Landtagszeiten zählen also im Sinne des § 5 Abs. 1 
wie Bundestagszeiten. 

Nach Absatz 1 werden Landtagszeiten bei der Be- 
gründung des Anspruchs auf Ruhegeld angerechnet. 


Das Ruhegeld beträgt nach Absatz 2 Vs des Mindest^ 
ruhegeldes nach § 7 Abs. 1 für jedes Jahr der tat- 
sächlichen Mitgliedschaft im Bundestag (z. Z. 
130 DM monatlich). Für die Zeit, in der das Amt des 
Präsidenten oder eines Vizepräsidenten wahrge- 
nommen wurde, wird das 3fache bzw. HAfache Ruhe- 
geld gezahlt. 

Bei der Bemessung des Ruhegeldes werden vom 
Bund nur die tatsächlichen im Bundestag verbrachten 
Zeiten mit Ruhegeld belegt. 

In einem Entschließungsantrag zum Änderungsge- 
setz soll die Vereinheitlichung der Versorgungs- 
regelungen für Parlamentarier in Bund und Ländern 
angestrebt werden. Durch Schaffung eines einheit- 
lichen Versorgungsrechts soll vermieden werden, 
daß ein Parlamentarier aufgrund der Zugehörigkeit 
zu mehreren deutschen Parlamenten eine Versor- 
gung erhält, die den Höchstbetrag der Versorgung 
in einem Parlament (Leistung nach 16 Jahren) über- 
steigt. 

Dieser Gedanke findet in Absatz 3 seinen Nieder- 
schlag, 

Hiernach werden die Bundestagsjahre den Landtags- 
jahren zugerechnet mit der Maßgabe, daß die Bun- 
destagsjahre, die eine Gesamtzeit von 16 Jahren 
(Landtags- und Bundestagsjahre) übersteigen, bei 
der Berechnung des Ruhegeldes unberücksichtigt 
bleiben. 

Insgesamt sollen nicht mehr als 16 Jahre bei der 
Bemessung des Ruhegeldes berücksichtigt werden. 
Durch die Voranstellung der Landtagsjahre und den 
dadurch bedingten Wegfall von Bundestagszeiten 
über 16 Jahre hinaus ergibt sich für eine Übergangs- 
zeit von 5 Jahren ein geringeres Ruhegeld als bei 
Voranstellung der Bundestagsjahre. Nach Ablauf 
von 5 Jahren werden die Versorgungsansprüche bei 
Bund und Land verselbständigt. Dies hat zur Folge, 
daß für die nach Absatz 3 nicht berücksichtigten 
Bundestagsjahre ebenfalls Ruhegeld gezahlt wird. 

Die Vorschrift des § 7 a stellt darauf ab, daß die 
Länder entsprechende Regelungen treffen, damit für 
die bei der Bemessung des Ruhegeldes durch den 
Bundestag nicht berücksichtigten Landtagszeiten 
ebenfalls Ruhegeld gezahlt wird. Durch die Verzah- 
nung des § 7 a mit entsprechenden Länderregelun- 
gen soll ein finanzieller Lastenausgleich vermieden 
werden. Falls der Bund die Landtagszeiten den Bun- 
destagszeiten zurechnet, müßten die Länder ebenso 
verfahren, damit gewährleistet wäre, daß für nicht 
mehr als 16 Jahre Ruhegeld von Land und Bund ge- 
zahlt wird. Eine derartige Regelung würde zwar den 
Bund mehr und die Länder weniger kosten, dürfte 
aber schwer in allen Ländern durchsetzbar sein. 

Eine konsequente Durchführung des Prinzips, Bun- 
destagszeiten über 16 Jahre hinaus nicht zu berück- 
sichtigen, führt dann zu Härten, wenn das Land 
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a) keine Altersversorgung eingeführt hat (z. B. 
Stadtstaaten), 

b) Zeiten vor Einführung einer Altersversorgung 
bei der Bemessung des Ruhegeldes nicht berück- 
sichtigt, 

c) vom Bund abweichende Anspruchsvoraussetzun- 
gen festgelegt hat. 

Aus diesem Grunde ist in Absatz 3 vorgesehen, daß 
Bundestagsjahre nur dann wegfallen, wenn vom 
Land tatsächlich Ruhegeld für Landtagszeiten gezahlt 
wird. Andernfalls wird vom Bund Ruhegeld auch für 
die Bundestags] ahre gezahlt, die zusammen mit den 
Landtagszeiten 16 Jahre übersteigen. 


Zu § 1 Nr. 2 (§ 8) 

Im Hinblick auf die heutige Situation im Straßen- 
verkehr soll Ruhegeld wegen Gesundheitsbeschädi- 
gung auch dann gewährt werden, wenn die Gesund- 
heitsbeschädigung durch leichte Fahrlässigkeit ver- 
ursacht worden ist. 


Zu § 1 Nr. 3 (§ 13) 

1. Kostenpauschale 

Im Bundeshaushaltsplan für das Jahr 1970 ist das 
Unkostenpauschale zur Abgeltung personeller und 
sachlicher Bürokosten in Kostenpauschale umbe- 
nannt worden. 

Hierzu ist eine Änderung des § 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
erforderlich. 

2. Erstattung von Aufwendungen für Mitarbeiter 

Grundlage für die Erstattung von Aufwendungen 
für Mitarbeiter ist die Vorschrift des § 13 Abs. 1 
Nr. 1 des Diätengesetzes 1968. Hier heißt es: 

„Ein Unkostenpauschale zur Abgeltung personeller 
und sachlicher Bürokosten." 

Da die Aufwendungen für Mitarbeiter nicht pauscha- 
liert, sondern in den einzelnen Fällen verschieden 
hoch sind, ist eine Klarstellung des Gesetzestextes 
erforderlich. 

3. Reisekostenpauschale 

Das Reisekostenpauschale ist im Haushaltsplan für 
das Jahr 1970 einheitlich auf 900 DM festgesetzt 
worden. Die Staffelung nach Zonen ist durch das 
einheitliche Reisekostenpauschale weggefallen, so 
daß der Nebensatz in Absatz 1 Nr. 3 zu streichen ist. 

4. „Ältestenrat" statt „Vorstand" 

Nach Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages (in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Mai 1970) hat der Ältestenrat die Aufgaben 
des bisherigen Vorstandes übernommen (vergleiche 
§ 6 Abs. 3 GO). Hierdurch ist eine Änderung des 
§ 13 Abs. 2 notwendig geworden. 


Zu § 1 Nr. 4 (§ 14) 

Die Änderung des § 14 ist die Folge der Umbenen- 
nung des Unkostenpauschales in Kostenpauschale. 

Zu § 1 Nr. 5 (§ 15) 

Die bisherige Praxis hat gezeigt, daß Abzüge vom 
Tagegeldpauschale für Fehltage während eines Auf- 
enthaltes in einem Krankenhaus oder in einem ärzt- 
lich geleiteten Sanatorium zu Härten führen kön- 
nen. Die Neuregelung sieht vor, daß die Einbehal- 
tung vom Tagegeldpauschale in diesen Fällen auf 
Antrag unterbleiben kann. 

Zu § 1 Nr. 6 (§ 18) 

a) Für die Benutzung des Fahrdienstes im Raume 
Bonn werden aus Gründen der Verwaltungs Ver- 
einfachung Abzüge vom Reisekostenpauschale 
nicht mehr vorgenommen, so daß die im § 18 
Abs. 1 aufgeführte Zweckbestimmung des Reise- 
kostenpauschales zu ändern ist. 

b) Durch die einheitliche Festsetzung des Reise- 
kostenpauschales auf 900 DM (vgl. Begründung 

' zu § 1 Nr. 3 Ziffer 3) sind § 18 Abs. 1 Satz 2 und 
§ 18 Abs. 2 zu streichen. 

/Zu § 1 Nr. 7 Buchstabe a (§ 19 Abs. 2) 

Den Mitgliedern der Bundesregierung werden ge- 
mäß § 10 der „Bestimmungen über Amtswohnungen, 
Umzugskostenentschädigung, Tagegelder und Ent- 
schädigung für Reisekosten der Mitglieder der Bun- 
desregierung" vom 16. April 1969 (BGBl. I S. 311) die 
Ubernachtungskosten in voller Höhe erstattet. Die 
Präsidiumsmitglieder des Bundestages haben in ent- 
sprechender Anwendung des § 10 des Bundes reise- 
kostengesetzes nur Anspruch auf Zahlung von Uber- 
nachtungsgeld nach Stufe E (§ 19 Abs. 2 Satz 2 
DiätG 1968). Da die Präsidiumsmitglieder bei Aus- 
übung ihrer Dienstobliegenheiten nicht ungünstiger 
gestellt werden sollten als die Mitglieder der Bun- 
desregierung, ist eine besondere Regelung für die 
Reisekostenvergütung der Mitglieder des Präsidiums 
erforderlich. 

Zu § 1 Nr. 7 Buchstabe b und 9 (§ 19 Abs. 3 und § 26) 

Durch die Änderung der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bun)destages (vgl. Begründung zu § 1 Nr. 3 
Ziffer 4) ist eine Änderung des § 19 Abs. 3 und des 
§ 26 notwendig geworden. 

Zu§ 1 Nr. 8 (§ 20 a) 

Infolge der Einführung einer Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung für die Mitglieder des Bundes- 
tages sieht die Übergangsregelung des § 20 vor, daß 
die im Zeitpunkt des Inkraftretens des Diätenge- 
setzes 1968 — 1. Januar 1968 — dem Bundestag an- 
gehörenden Mitglieder und die der Todesfallver- 
sicherung angehörenden ausgeschiedenen Mitglieder 
innerhalb einer Frist von drei Monaten zwischen 
drei Möglichkeiten der Fortsetzung und der Auf- 
lösung der Versicherung wählen konnten. 
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Für die Fortsetzung der Versicherung auf Bundes- 
kosten mit der Folge einer Kürzung des Ruhegeldes 
haben sich im Jahre 1968 77 Versicherte entschieden. 
Fleute bestehen noch 57 dieser Versicherungen. Die 
Praxis der letzten vier Jahre hat gezeigt, daß in 
einigen Fällen auf Grund veränderter persönlicher 
Verhältnisse ein sachliches Bedürfnis für eine Um- 
wandlung bzw. Auflösimg der Versicherung besteht. 
Die Vorschrift des § 20 a siieht daher vor, daß die 
Versicherung ohne Einhaltung einer Frist umge- 
wandelt oder aufgelöst werden kann. In diesem 
Falle werden die in der Zeit vom 1. Januar 1968 bis 


’ zur Umwandlung oder Auflösung vom Bund gelei- 
! steten Beiträge am Ruhe- bzw. Witwengeld gekürzt. 


Zu §2 

Die Vorschriften der § 7 a (Anrechnung von Land- 
tagszeiten) und § 8 (Verschulden bei Gesundheitsbe- 
I Schädigung) sollen auch für ehemalige Abgeordnete 
; gelten, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ausge- 
I schieden sind. Das gleiche gilt für deren Hinterblie- 
I bene. 
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